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Einleitung 

I . Das Schlagwort der „Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand" 

Seit den Anfängen des Industriezeitalters hat es nicht an Stimmen 
gefehlt, die die in der gegenwärtigen Industrieordnung der westlichen 
Welt historisch gewachsene rechtliche und wirtschaftliche Stellung der 
Arbeitnehmer, also der unselbständig für einen anderen Tätigen, zu 
verbessern suchten. Vielfach ist hierzu schon der Versuch unternom-
men worden die in der Geisteshaltung des Liberalismus wurzelnde 
Arbeitsrechts- und Wirtschaftsordnung zu reformieren  oder gar zu 
revolutionieren. 

So sah ζ. B. der sogenannten „utopische" Sozialismus1 i n der Kapital-
rendite2 oder in der Privateigentumsordnung selbst, d. h. insbesondere 
im Privateigentum an Produktionsmitteln, das eigentliche Grundübel3, 
dessen Abschaffung  oder Uberwindung erst soziale Gerechtigkeit für 
die arbeitende Bevölkerung bringen werde. Doch blieben die gewach-
senen rechts- und sozioökonomischen Strukturen innerhalb der Indu-
striegesellschaft  auch für viele Verfechter  der auf dem Privateigentum 
des einzelnen aufbauenden marktwirtschaftlichen  Wirtschaftsweise der 
westlichen Industriestaaten kr i t ikwürdig und erneuerungsbedürftig. 
Nachdem hier die zu Anfang der Industrieentwicklung vorherrschende 
„soziale Not der Arbeiterklasse" überwunden war, wurden im Hinblick 
auf eine mehr „sozialreformerische" 4 Lösung der sogenannten „Arbei-
terfrage"  neben dem Ausbau der sozialen Sicherheit zunehmend auch 
Formen der stärkeren Mi twi rkung und Mitbeteil igung der Arbeit-
nehmer am industriellen Wirtschaftsprozeß gesucht mi t dem Ziel der 
sozialen Eingliederung der Arbeitnehmer in das Unternehmen und in 
die moderne Industriegesellschaft  überhaupt5. 

1 Überblick bei: G.Kafka,  Sp. 1036ff.;  Th.Ramm,  S.456f.; zum Ganzen 
vgl. auch unten Tei l I I , 1. Abschnitt. 

2 Zur Theorie des „Rechts auf den vol len Arbeitsertrag" vgl. die zusam-
menfassende Darstel lung bei A. Menger,  Das Recht auf den vol len Arbei ts-
ertrag. 

s Vgl. hierzu auch J. Kolbinger,  S. 443 ff. 
4 J. Höffner,  Die deutschen Kathol iken und die soziale Frage i m 19. Jahr-

hundert, in : Jahrbuch 1966, S. 159 ff.  (176 ff.); A. Dickas,  S. 5 ff. 
5 Vgl. hierzu insbes. die Veröffentl ichungen  des Vereins für Sozialpolit ik 

(gegründet 1872), der bereits 1874 ein Gutachten: „Über Bethei l igung der 
Arbei ter am Unternehmergewinn" vorgelegt hat — Schriften des Vereins für 
Sozialpoli t ik Nr. V I . Zur Diskussion innerhalb der katholischen Soziallehre 
vgl. unten Tei l I I , 1. Abschnitt, I I und I I I . 

2 Decker 



18 Einlei tung 

Seit langem wi rd in diesem Sinne gerade in Deutschland die gesell-
schaftspolitische Diskussion maßgeblich, wenn auch mit wechselnder 
Gewichtung, von den beiden Themen „Mitbestimmung in der Wir t -
schaft" und „Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand" bestimmt6. Mi t 
den aufgestellten Forderungen soll im Sinne einer sozialkritischen 
Sicht zur hergebrachten Gesellschaftsordnung eine Lösung der neu-
zeitlichen „sozialen Frage des Industriezeitalters" 7 angestrebt werden, 
nicht zuletzt zur Verwirkl ichung einer freiheitlich-demokratischen, 
sozial gestalteten und marktwirtschaftlich  ausgerichteten Gesellschafts-
und Wirtschaftsordnung.  Als ein gangbarer Weg wurde hierzu schon 
vor mehr als 100 Jahren von der katholischen Soziallehre die För-
derung der Eigentumsbildung in Arbeitnehmerhand" propagiert 8. 
Inzwischen beteiligen sich fast alle die Gesellschaft tragenden Kräfte 
an der neuzeitlichen Diskussion um die sogenannte „Vermögensbil-
dungsfrage",  die gegenwärtig — wenn auch in Konkurrenz zur so-
genannten „Mitbestimmungsfrage" — einen ganz besonderen gesell-
schaftspolitischen Stellenwert einnimmt. Es verwundert daher nicht, 
daß zu diesem Thema in letzter Zeit eine fast unüberschaubare Zahl 
von Stellungnahmen und Veröffentlichungen  erfolgt  ist, die nicht nur 
aus dem kirchlichen und politischen, sondern zunehmend auch aus dem 
wissenschaftlichen Bereich kommen. Mehr und mehr treffen  dabei die 
von sozialethischen Überlegungen getragenen Argumente mi t solchen 
gesellschaftspolitischer und wirtschaftstheoretischer  A r t zusammen, wie 
überhaupt heute der wirtschaftswissenschaftliche  Antei l in diesem 
Bereich meist überwiegt. Neben der Frage der makro-ökonomischen 
Theorie der Verteilung des Sozialproduktes und deren Auswirkungen 
für die Vermögensbildung der einzelnen Haushalte w i rd dort vor allem 

6 Zur Inhaltsbestimmung vgl. unten Einlei tung I I I . 
7 Vgl. E.v.  Ketteier,  Die Arbeiterfrage  und das Christentum; allgemein 

zur „sozialen Frage" vgl. F.  A. Westphalen,  Sp. 259; J.Messner,  S. 473 ff.;  H. 
Sacher  /  Ο. v.  Nell-Breuning, passim; F. Negro , S. 87 ff. 

β Vgl. unten Tei l I I , 1. Abschnitt, I I . Für das Folgende gi l t , daß die Be-
griffe  „Eigentum" und „Vermögen", „Eigentumsbildung" und „Vermögens-
bi ldung" hier, soweit sie sich allgemein auf den Inhal t und die Zielr ichtung 
der gegenwärtigen Diskussion beziehen, zunächst synonym verwendet wer-
den sollen. Zwar umfaßt der Rechtsbegriff  des Eigentums mehr das „qual i -
tat ive Moment der rechtlichen Verfügungsmacht",  während der wirtschaft-
liche Begrif f  des Vermögens das „quant i tat ive Moment der Eigentumsvertei-
lung" erfaßt (U. Andersen,  S. 9), doch sind beide Begriffe  insoweit aufeinan-
der bezogen, als es auch bei dem Begri f f  des Eigentums neben der konkreten 
Hechtsgestalt (vgl. § 903 BGB und Ar t . 14 GG) zugleich auch um das „u r -
sprüngliche menschlich-gesellschaftliche Phänomen" (F. Klüber,  Eigentums-
theorie und Eigentumspoli t ik, S. 16) geht. Insoweit deckt sich dann die 
„apriorische Rechtskategorie" des Eigentums (L. Raiser , Kap : Eigentum I I , 
S. 39) m i t dem mehr wirtschaftl ichen Begri f f  des Vermögens, worunter die 
Summe der einer Person zukommenden Güter i. S. einer personalstrukturier-
ten Einheit oder die Summe aller Ak t i va verstanden wi rd . Vgl. auch unten 
Fn. 22. 
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die Frage der betriebswirtschaftlichen  Auswirkungen der einzelnen 
vermögenspolitischen Vorschläge und Modelle untersucht. 

Die vorrangige Behandlung des gesellschaftspolitischen Themas der 
Vermögensbildung in diesem Wissenschaftszweig findet seinen Grund 
darin, daß vor allem die starke Vermögensakkumulation auf dem 
Produktionsmittelsektor, die im Zuge des Wiederaufbaues der deut-
schen Wirtschaft  nach dem 2. Weltkrieg, nicht zuletzt durch die Be-
günstigung der Selbstfinanzierung im Unternehmensbereich9, hervor-
gerufen wurde, zum eigentlichen Anlaß für die seit den 50er Jahren 
erfolgte intensive Erneuerung der Vermögensbildungsdiskussion in der 
Bundesrepublik geworden ist10 . Denn ini t i iert durch Erhards Weichen-
stellung zur „sozialen Marktwirtschaft",  mi t der er die Wirtschafts-
theorie des „Neoliberalismus" in die Praxis umsetzen und sich gegen 
den christlichen Sozialismus des Ahlener Programms der CDU durch-
setzen konnte11, war in der Bundesrepublik in den Nachkriegs jähren 
nicht nur ein enormer Wirtschaftsaufschwung  erfolgt,  sondern diese 
soziale Marktwirtschaft  Erhardscher Konzeption hatte auch zur „faszi-
nierenden Restauration eines vorwiegend privat- und marktwir t -
schaftlichen Systems"12 und damit im Ergebnis zu einer massiven Wie-
derherstellung der alten Besitz- und Machtverhältnisse im wirtschaft-
lichen Bereich geführt. 

Die im Prinzip des Wirtschaftsliberalismus  fußenden Gründe für 
eine ungleiche Einkommens- und Vermögensverteilung waren dabei 
noch durch staatliche Maßnahmen zur Wirtschaftsförderung  verstärkt 
worden13. Ausschlaggebend für die erneut entbrannte Diskussion um 
eine Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand ist daher im wesent-
lichen die Feststellung geworden, daß auch in unserem Wirtschafts-
system der „sozialen Marktwirtschaft"  eine angemessene Vermögens-
verteilung — besonders im unternehmerischen Bereich, d. h. beim 
Produktivvermögen — bisher nicht geglückt ist, da vor allem das 
weitgehend erst nach dem Kriege wieder gebildete (industrielle) Ver-
mögen eine sehr einseitige Verteilung auf die verschiedenen Bevöl-
kerungsschichten gefunden hat und dieser Konzentrationsprozeß wei-
ter fortschreitet. 

Hierzu weist die bis heute am meisten zitierte Untersuchung über 
die Vermögensstruktur i n der Bundesrepublik, die von W. Krelle, 

• Zur „Selbstfinanzierung" i m Unternehmensbereich vgl. u. a. K.  Neumann, 
S. 25 ff. m. w. N. und H. Rasch, ORDO Bd. 10, S. 225 ff. 

io Vgl. auch W. Thiele, S. 1 ff. 
u Vgl. Th.  Eschenburg,  S. 253 f. 
12 Oers.,  S. 256. 
13 Vgl. unten Te i l I , 1. Abschnitt, I I . 3. 
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